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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
hiermit erhebe ich erneut Widerspruch gegen die teilweise Einbehaltung meines 
Pflegegeldes zur Begleichung von vermutlich Beitragsrückständen aus dem Jahr 
2015. 

Wie Ihnen bekannt ist, bin ich seit 2016 auf Sozialhilfe angewiesen. Gemäß dem 
Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) München vom 28. März 2019 (Az.: L
5 P 81/16) ist eine Aufrechnung von Pflegegeld mit Beitragsrückständen nur dann 
zulässig, wenn der Versicherte nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist oder durch die 
Aufrechnung nicht in den Bezug von Sozialhilfe rutschen würde. Da ich bereits auf 
Sozialhilfe angewiesen bin, ist die Aufrechnung in meinem Fall unzulässig.
 
Ich fordere Sie daher auf, die Einbehaltung des Pflegegeldes unverzüglich zu 
beenden und die bisher einbehaltenen Beträge umgehend zurückzuzahlen. 

Ich setze Ihnen eine letzte Frist von 14 Tagen ab Erhalt dieses Schreibens, um die 
Angelegenheit zu bereinigen. Sollten Sie dieser Aufforderung nicht nachkommen, 
sehe ich mich gezwungen, rechtliche Schritte einzuleiten, um meine Ansprüche 
durchzusetzen. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Jürgen Willi Sievers

Jürgen Sievers; Holtzberg 89a; 22417 Hamburg

Jürgen Sievers
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JSievers@NadiSoft.de

Hamburg, den 15.05.25
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Fax-Kopie: ÖRA-Hamburgä 

PS: Ich bitte die schriftliche Ausführung mir nachzusehen. Ich bin seit längeren schon zur sprachlichen 
wie schriftlichen Kommunikation auf einen Sprachcomputer mit Augenscanner angewiesen, der 
solche Schreiben sehr erschwert und zeitaufwendig macht.


